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Verordnung des Bundesministers für Wissen-
schaft und Verkehr betreffend Maßnahmen
zur Förderung von Frauen im Wirkungsbe-
reich des Bundesministeriums für Wissen-

schaft und Verkehr (Frauenförderungsplan im
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für

Wissenschaft und 
Verkehr)

BGBl II 1998/131
BGBl II 1998/308

Aufgrund 

1. des § 41 des Bundes-Gleichbehandlungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 100/1993, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 375/1996; 

2. der § 1 Abs. 2 Z 6 und § 39 Abs. 2 des Bun-
desgesetzes über die Organisation der Uni-
versitäten, BGBl. Nr. 805/1993, zuletzt geän-
dert durch BGBl. I Nr. 99/1997;

3. des § 106a Abs. 2 Universitäts-Organisations-
gesetzes, BGBl. 258/1975, zuletzt geändert
durch BGBl. I Nr. 109/1997;

4. des § 14b Abs. 2 Kunsthochschul-Organisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970, zuletzt ge-
ändert durch BGBl. 297/1995;

5. des § 25a Abs. 2 Akademie-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr. 25/1988, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 297/1995, 

wird verordnet:

I. ABSCHNITT
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Unterrepräsentation von Frauen

§ 1. (1) Frauen sind unterrepräsentiert, wenn
der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl 

Entwurf einerVerordnung der Bundesministe-
rin für Bildung, Wissenschaft und Kultur be-

treffend Maßnahmen zur Förderung von
Frauen im Wirkungsbereich des Bundesmi-

nisteriums für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur (Frauenförderungsplan im Wirkungsbe-
reich des Bundesministeriums für Bildung,

Wissenschaft und Kultur)

Aufgrund 

1. des § 41 des Bundes-Gleichbehandlungsgeset-
zes, BGBl. Nr. 100/1993,

2. der §§ 1 Abs. 2 Z 6 und  39 Abs. 2 des Bun-
desgesetzes über die Organisation der Univer-
sitäten, BGBl. Nr. 805/1993,

3. des § 1 Abs 2 Z 7 des Bundesgesetzes über
die Organisation der Universitäten der Künste,
BGBl. I Nr. 130/1998,

4. des § 14b Abs. 2 des Kunsthochschul-Organi-
sationsgesetzes, BGBl. Nr. 54/1970,

5. des § 25a Abs. 2 des Akademie-Organisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 25/1988,

alle zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. I Nr. 132/1999, 

in Verbindung mit Art. 7 Abs. 2 B-VG, in der
Fassung des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I
Nr. 68/1998,

wird verordnet:

I. ABSCHNITT
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Unterrepräsentation von Frauen

§ 1. (1) Frauen sind unterrepräsentiert, wenn
der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der



1. der dauernd Beschäftigten in der betreffenden
Verwendungs/Entlohnungsgruppe oder

2. der Funktionen, welche auf die in der betref-
fenden Verwendungsgruppe dauernd Beschäf-
tigten entfallen, im Wirkungsbereich der jewei-
ligen Dienstbehörde oder Dienststelle weniger
als 40 % beträgt. 

   (2) Als dauernd beschäftigt im Sinne des Abs.1
sind auch anzusehen:
1. Vertragsprofessoren und Vertragsprofesso-

rinnen gemäß § 57 VBG 1948;
2. Universitäts- und Hochschulassistentinnen/Uni-

versitäts- und Hochschulassistenten in einem
Dienstverhältnis auf unbestimmte Zeit gemäß §
177 BDG 1979;

3. Universitäts- und Hochschulassistentin-
nen/Universitäts- und Hochschulassistenten in
einem zeitlich begrenzten Dienstverhältnis ge-
mäß § 175 BDG 1979;

4. Vertagsassistentinnen/Vertragsassistenten ge-
mäß § 51 VBG 1948;

5. Vertragsdozentinnen/Vertragsdozenten in ei-
nem zeitlich begrenzten Dienstverhältnis gemäß
§ 55 VBG 1948.

1. dauernd Beschäftigten in der betreffenden Be-
soldungsgruppe, im betreffenden Entlohnungs-
schema oder in der betreffenden
Verwendungs- oder Entlohnungsgruppe oder

2. dauernd Beschäftigten in der betreffenden
Funktionsgruppe (einschließlich der Grund-
laufbahn) oder in der betreffenden Be-
wertungsgruppe  oder

3. sonstigen hervorgehobenen Verwendungen
(Funktionen), welche auf die dauernd Beschäf-
tigten in der betreffenden keine Unterteilung in
Gruppen aufweisenden Kategorie nach Z 1
entfallen,

im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde
oder Dienststelle weniger als 40 % beträgt. Steht
einer Verwendungsgruppe eine entsprechende
Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese  in den
Vergleich miteinzubeziehen. Arbeitsplätze der Ent-
lohnungsschemata v und h sind dabei der ihrer Be-
wertung im Beamtenrecht entsprechenden Ver-
wendungsgruppe und Funktionsgruppe zuzuord-
nen.

siehe § 20 Abs. 2 im Besonderen Teil Wissen-
schaft
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(3) Dienstbehörden oder Dienststellen im Bereich
des Bundesministeriums für Wissenschaft und
Verkehr sind 

1. das Bundesministerium für Wissenschaft und
Verkehr;

2. im Bereich Wissenschaft: 
a) die Universitäten,
b) die Kunsthochschulen, 
c) die Akademie der bildenden Künste in          

     Wien,
d) das Bundesamt des BFPZ Arsenal,
e) die Zentralanstalt für Meteorologie und          

   Geodynamik,
f) die Geologische Bundesanstalt,
g) das Institut für Österreichische Ge-                

    schichtsforschung,
h) das Österreichische Archäologische Insti-      

    tut,
i) das Interuniversitäre Institut für For-

         schung  und Fortbildung,
j) die Studienbeihilfebehörde,
k)die Bundesstaatliche Studienbibliothek           

   Linz,
l) der Psychologische Beratungsdienst,
m)das Interuniversitäre Forschungsinstitut          

   für Agrarbiotechnologie;
3.  im Bereich Verkehr insbesondere:

a) die Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge,
b) das Fernmeldebüro für Wien, Niederöster     

    reich und Burgenland,
c) das Fernmeldebüro für Oberösterreich          

      und Salzburg,
     d) das Fernmeldebüro für Steiermark und         
     Kärnten,

e)das Fernmeldebüro für Tirol und Vorarl-        
    berg.

siehe § 20 Abs. 1 im Besonderen Teil Wissen-
schaft

(2) Aus der als Anlagen A, B, C und D zu die-
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(4) Aus der als Anlage A zu dieser Verordnung
angeschlossenen Statistik ergibt sich eine beste-
hende Unterrepräsentation von Frauen im Sinne
des Abs. 1 im Ressortbereich des Bundesministe-
riums für Wissenschaft und Verkehr.

Ziel des Frauenförderungsplanes

§ 2. (1) Ziel des Frauenförderungsplanes ist es,
den Anteil der weiblichen   Beschäftigten in allen
Verwendungsgruppen und Entlohnungsgruppen
sowie Funktionen im Bereich des Bundesministeri-
ums für Wissenschaft und Verkehr  auf mindestens
40 % zu erhöhen. Alle Maßnahmen, die direkt
oder indirekt auf die Frauenquote Einfluß nehmen,
sind an diesem Ziel auszurichten. Die Dringlichkeit
der Förderung von Frauen bestimmt sich nach
dem Ausmaß der Unterrepräsentation. Eines der
vorrangigen Ziele ist daher insbesondere die ver-
mehrte Besetzung von hochqualifizierten wissen-
schaftlichen, künstlerischen, künstlerisch-pädago-
gischen und künstlerisch-wissenschaftlichen Plan-
stellen (z.B. Universitäts- und Hochschulprofes-
sor/inn/en und Universitäts- und Hochschulassi-
stent/inn/en auf unbestimmte Zeit) und Funktionen
im Bereich der Universitäten und Hochschulen
künstlerischer Richtung mit Frauen.

(2) Förderungsmaßnahmen sind mit dem Ziel
anzuwenden, die in den einzelnen Verwendungs-
gruppen und Entlohnungsgruppen sowie Funktio-
nen jeweils bestehende Frauenquote (Anteil der
Frauen an der Gesamtzahl in den einzelnen Ver-
wendungsgruppen und Entlohnungsgruppen sowie
Funktionen im Wirkungsbereich einer Dienstbe-
hörde oder Dienststelle) innerhalb der nächsten
zwei Jahre ab Kundmachung dieser Verordnung
im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde
oder Dienststelle gemäß § 1 Abs. 3 um 20 % zu
erhöhen, bis eine 40 %ige Frauenquote erreicht ist.
Liegt die bestehende Frauenquote unter 10 %,
sind Förderungsmaßnahmen mit dem Ziel anzu-
wenden, die bestehende Frauenquote innerhalb

ser Verordnung angeschlossenen Statistik ergibt
sich eine bestehende Unterrepräsentation von
Frauen im Sinne des Abs. 1 im Ressortbereich des
Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und
Kultur.

Ziele des Frauenförderungsplans

§ 2. (1) Ziel des Frauenförderungsplans ist es,
den Anteil der weiblichen   Beschäftigten in allen
Besoldungsgruppen, Entlohnungsschemata, Ver-
wendungsgruppen und Entlohnungsgruppen sowie
Funktionen im Bereich des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur  auf mindestens
40 % zu erhöhen. Alle Maßnahmen, die direkt
oder indirekt auf die Frauenquote Einfluss nehmen,
sind an diesem Ziel auszurichten.  Maßnahmen der
Frauenförderung sind in die Personalplanung und
die Personalentwicklung zu integrieren. Die Dring-
lichkeit der Förderung von Frauen bestimmt sich
nach dem Ausmaß der Unterrepräsentation (An-
lagen A, B, C und D).

(2) Förderungsmaßnahmen sind mit dem Ziel
anzuwenden, die  in den einzelnen Besoldungs-
gruppen, Entlohnungsschemata, Verwendungs-
gruppen und Entlohnungsgruppen sowie Funktio-
nen jeweils bestehende Frauenquote (Anteil der
Frauen an der Gesamtzahl in den einzelnen Besol-
dungsgruppen, Entlohnungsschemata, Verwen-
dungsgruppen und Entlohnungsgruppen sowie
Funktionen im Wirkungsbereich einer Dienstbe-
hörde oder Dienststelle) innerhalb von  zwei Jah-
ren ab Kundmachung dieser Verordnung im Wir-
kungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde oder
Dienststelle um 20 % zu erhöhen, bis eine 40 %ige
Frauenquote erreicht ist. Liegt die bestehende
Frauenquote unter 10 %, sind Förderungsmaß-
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der nächsten zwei Jahre ab Kundmachung dieser
Verordnung zu verdoppeln. 
Liegt die Frauenquote in einer
Verwendungsgruppe/Entlohnungsgruppe oder
Funktion im Wirkungsbereich der jeweiligen
Dienstbehörde oder Dienststelle gemäß § 1 Abs. 3
bei 0 %, sind Förderungsmaßnahmen mit dem Ziel
anzuwenden, innerhalb der nächsten zwei Jahre
einen Frauenanteil von 5 % zu erreichen.

Frauenförderungsgebot

§ 3. (1) Die Vertreterinnen und Vertreter des
Dienstgebers (§ 2 Abs. 4 B-GBG) sind verpflich-
tet, 
1. auf eine Beseitigung einer bestehenden Unter-

repräsentation von Frauen an der Gesamtzahl
der dauernd Beschäftigten und Funktionen so-
wie

2. auf eine Beseitigung von bestehenden Benach-
teiligungen von Frauen im Zusammenhang mit
dem Dienstverhältnis hinzuwirken,

3. eine bereits erreichte 40 %ige Frauenquote
jedenfalls zu wahren,

4. bei allen sonstigen Maßnahmen, die direkt oder
indirekt auf die Frauenquote Einfluß nehmen,
auf die Ziele gemäß § 2 Bedacht zu nehmen.

(2) Bewerberinnen, die für die angestrebte
Planstelle nicht geringer geeignet sind als der best-
geeignete Mitbewerber, sind  vorrangig aufzuneh-
men, bis der Anteil der Frauen in der betreffenden
Verwendungsgruppe im Wirkungsbereich der je-
weiligen Dienstbehörde oder Dienststelle gemäß §
1 Abs. 3 mindestens 40 % der Gesamtzahl der
dauernd Beschäftigten (§ 1 Abs. 2) beträgt. Steht
einer Verwendungsgruppe eine entsprechende
Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese in den
Vergleich miteinzubeziehen.

     (3) Bewerberinnen, die für die angestrebte hö-

nahmen mit dem Ziel anzuwenden, die bestehende
Frauenquote innerhalb von  zwei Jahren ab Kund-
machung dieser Verordnung zu verdoppeln. Liegt
die Frauenquote in einer
Verwendungsgruppe/Entlohnungsgruppe oder
Funktion im Wirkungsbereich der jeweiligen
Dienstbehörde oder Dienststelle  bei 0 %, sind
Förderungsmaßnahmen mit dem Ziel anzuwenden,
innerhalb der nächsten zwei Jahre einen Frauen-
anteil von 5 % zu erreichen.

Frauenförderungsgebot

§ 3. (1) Die Vertreterinnen und Vertreter des
Dienstgebers (§ 2 Abs. 4 B-GBG) sind verpflichtet,
1. auf eine Beseitigung einer bestehenden Unterre-

präsentation von Frauen an der Gesamtzahl der
dauernd Beschäftigten und Funktionen sowie

2. auf eine Beseitigung von bestehenden Benach-
teiligungen von Frauen im Zusammenhang mit
dem Dienstverhältnis hinzuwirken,

3. eine bereits erreichte 40 % ige Frauenquote je-
denfalls zu wahren,

4. bei allen sonstigen Maßnahmen, die direkt oder
indirekt auf die Frauenquote Einfluss nehmen,
die Ziele gemäß § 2 zu berücksichtigen.

(2) Bewerberinnen, die für die angestrebte Plan-
stelle nicht geringer geeignet sind als der bestgeeig-
nete Mitbewerber, sind solange vorrangig aufzuneh-
men, bis der Anteil der Frauen 
1. in der betreffenden Besoldungsgruppe, im be-

treffenden Entlohnungsschema oder in der be-
treffenden Verwendungs- oder Entlohnungs-
gruppe oder

2. in der betreffenden Funktionsgruppe  oder Be-
wertungsgruppe, wenn  eine solche Unterteilung
besteht, 

im Wirkungsbereich der jeweiligen Dienstbehörde
oder Dienststelle mindestens 40 % der Gesamtzahl
der dauernd Beschäftigten beträgt. Steht einer Ver-
wendungsgruppe eine entsprechende Entlohnungs-
gruppe gegenüber, ist diese in den Vergleich mitein-
zubeziehen.

(3) Bewerberinnen, die für die angestrebte hö-
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herwertige Verwendung (Funktion) nicht geringer
geeignet sind als der bestgeeignete Mitbewerber,
sind vorrangig zu bestellen, bis der Anteil der
Frauen an der Gesamtzahl der im Wirkungsbereich
der jeweiligen Dienstbehörde oder Dienststelle
gemäß § 1 Abs. 3 auf eine Verwendungsgruppe
entfallenden Funktion mindestens 40 % beträgt.
Steht einer Verwendungsgruppe eine entsprechen-
de Entlohnungsgruppe gegenüber, ist diese in den
Vergleich miteinzubeziehen. 

    (4) Bei der Beurteilung, ob Bewerberinnen nicht
geringer geeignet sind als der bestgeeignete Mitbe-
werber, ist insbesondere von den gesetzlichen
Aufnahme- und Ernennungserfordernissen, vom
Ausschreibungstext und vom Aufgabenprofil des
Arbeitsplatzes auszugehen.

    (5) Frauen sind zur Teilnahme an Aus- und
Weiterbildungsmaßnahmen, die zur Übernahme
höherwertiger Verwendungen (Funktionen) qualifi-
zieren, vorrangig zuzulassen.

II. ABSCHNITT
FRAUENFÖRDERUNGSMAßNAHMEN

Öffentlichkeitsarbeit

§ 4. Der Dienstgeber hat im Rahmen seiner
Öffentlichkeitsarbeit die Frauenförderungsmaß-
nahmen im öffentlichen Dienst besonders zu be-
rücksichtigen,um im Ressort Frauen vermehrt zu
Bewerbungen zu motivieren.

herwertige Verwendung (Funktion) nicht geringer
geeignet sind als der bestgeeignete Mitbewerber,
sind so lange vorrangig zu bestellen, bis der Anteil
der Frauen an der Gesamtzahl der im Wirkungs-
bereich der jeweiligen Dienstbehörde oder Dienst-
stelle
1. auf die betreffende Funktionsgruppe oder Be-

wertungsgruppe entfallenden Verwendungen
(Funktionen),

2. in den sonstigen hervorgehobenen Verwendun-
gen (Funktionen), welche auf die betreffende,
nicht unterteilte Kategorie nach § 40 Abs. 2 Z 1
B-GBG entfallen,

mindestens 40 % beträgt.

(4) Bei der Beurteilung, ob Bewerberinnen nicht
geringer geeignet sind als der bestgeeignete Mitbe-
werber, ist insbesondere von den gesetzlichen
Aufnahme- oder Ernennungserfordernissen, vom
Ausschreibungstext und vom Aufgabenprofil des
Arbeitsplatzes auszugehen. Dabei ist neben der
fachlichen Eignung  insbesondere auf soziale Kom-
petenz Bedacht zu nehmen.

(5) Frauen sind zur Teilnahme an Aus- und Wei-
terbildungsmaßnahmen, die zur Übernahme höher-
wertiger Verwendungen (Funktionen) qualifizieren,
vorrangig zuzulassen.

II. ABSCHNITT
FRAUENFÖRDERUNGSMASSNAHMEN

§ 4. Frauenfördernde Maßnahmen sind auf
allen organisatorischen und hierarchischen Ebenen
zu setzen.

Öffentlichkeitsarbeit

§ 5. Vertreterinnen und Vertreter des  Dienst-
gebers haben  im Rahmen ihrer Öffentlichkeits-
arbeit die Frauenförderungsmaßnahmen im öffent-
lichen Dienst besonders zu berücksichtigen, um
Frauen vermehrt zu Bewerbungen zu motivieren.
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Frauenförderpläne

§ 5. Die in den Frauenförderplänen (§ 39 Abs.
1 UOG 1993, § 106a Abs. 1 UOG, § 14b Abs. 1
KHOG, § 25a Abs. 1 AOG) vorgesehenen wei-
tergehenden Maßnahmen bleiben von dieser Ver-
ordnung unberührt.

Ausschreibung

§ 6. (1) Vor der Ausschreibung einer Planstelle
gemäß Ausschreibungsgesetz 1989 (AusG) ist
nachweislich zu prüfen, ob  innerhalb der Dienst-
stelle für einen Aufstieg in die mit der betreffenden
Planstelle verbundene Verwendung geeignete
Kandidatinnen vorhanden sind (§ 25 Z 4 AusG).
Dabei sind auch Bedienstete während einer ge-
setzlich vorgesehen Abwesenheit vom Dienst bzw
Dienstort zu berücksichtigen. In diesen Fällen hat
eine Ausschreibung zu unterbleiben. 

(2) Alle für die zu besetzende Planstelle maßgebli-
chen Qualifikationen (Aufgabenprofil) sind in den
Ausschreibungstext aufzunehmen. 

     (3) Ausschreibungstexte für Leitungsfunktionen
haben folgenden Zusatz zu enthalten: "Die Dienst-
behörde (Dienststelle) strebt eine Erhöhung des
Frauenanteils in Leitungsfunktionen  an und fordert
deshalb qualifizierte Frauen ausdrücklich zur Be-
werbung auf. Frauen werden bei gleicher Qualifi-
kation vorrangig aufgenommen."

(4) Der Bundesminister hat dafür zu sorgen,
daß Ausschreibungstexte rechtzeitig vor der Ver-
öffentlichung der Ausschreibung den Gleichbe-
handlungsbeauftragten zur Kenntnis gebracht wer-
den. An Universitäten und Hochschulen künstleri-
scher Richtung gilt Abs. 7. 

siehe § 22 im Besonderen Teil Wissenschaft

Ausschreibung

§ 6. (1) Ausschreibungstexte sind in weiblicher
und männlicher Form abzufassen und haben keine
zusätzlichen Anmerkungen zu enthalten, die auf ein
bestimmtes Geschlecht schließen lassen.

 (2) Vor der Ausschreibung einer Funktion ist zu
prüfen, ob diese Funktion auch bei  herabgesetzter
Wochendienstzeit ausgeübt werden kann. In einem
solchen Fall ist ein entsprechender Hinweis in den
Ausschreibungstext  aufzunehmen.

(3) Alle für die zu besetzende Planstelle maß-
geblichen Qualifikationen (Aufgabenprofil) sind in
den Ausschreibungstext aufzunehmen. 

(4) Ausschreibungstexte für die Besetzung von
Planstellen und für Leitungsfunktionen haben den
Hinweis zu enthalten, dass die Dienstbehörde
(Dienststelle) die Erhöhung des Frauenanteils an-
strebt und deshalb qualifizierte Frauen ausdrücklich
zur Bewerbung auffordert und  Frauen werden bei
gleicher Qualifikation vorrangig aufgenommen wer-
den.
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(5) An den Universitäten und Hochschulen
künstlerischer Richtung hat jeder Ausschreibungs-
text  folgenden Zusatz zu enthalten:
 "Die Universität (Kunsthochschule, Akademie der
bildenden Künste) strebt eine Erhöhung des Frau-
enanteils insbesondere in Leitungsfunktionen und
beim wissenschaftlichen bzw. künstlerischen Per-
sonal an und fordert deshalb qualifizierte Frauen
ausdrücklich zur Bewerbung auf. Frauen werden
bei gleicher Qualifikation vorrangig aufgenom-
men."

(6) Bei der Ausschreibung von Planstellen für
Universitäts- und Hochschulprofessor/inn/en in 
Fachgebieten, in denen bereits mit frauenspezi-
fischen Themen und Forschungen verbundene
Lehrveranstaltungen im Studienplan verankert
sind, ist auf diesen Umstand hinzuweisen. 

(7) An Universitäten und Hochschulen künst-
lerischer Richtung sind die Ausschreibungstexte
dem Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen
nachweislich spätestens 14 Tage vor der Ver-
öffentlichung der Ausschreibung zur Kenntnis zu
bringen.

(8) Ausschreibungstexte unterliegen dem Ein-
spruchsrecht der Arbeitskreise für Gleichbehand-
lungsfragen. Rechtswidrig sind insbesonders Aus-
schreibungstexte, die dem Abs. 5 und 6 wider-
sprechen sowie Ausschreibungstexte, die so all-
gemein gehalten sind, daß sie keine objektiven
Entscheidungsgrundlagen für die nachfolgenden
Personalauswahlverfahren darstellen.  Dies gilt
auch für eine überspezifizierte Ausschreibung,
wenn der begründete Verdacht besteht, daß der
potentielle Bewerber/innen/kreis zugunsten einer
bestimmten Bewerberin/eines bestimmten Bewer-
bers oder zugunsten eines Geschlechtes unsachlich
eingeschränkt werden soll. 

siehe § 23 Abs. 1 im Besonderen Teil Wissenschaft

siehe § 23 Abs. 2 im Besonderen Teil Wissenschaft

siehe § 23 Abs. 3 im Besonderen Teil Wissenschaft

siehe § 23 Abs. 5 im Besonderen Teil Wissenschaft

(5) Ausschreibungen von Planstellen und Funk-
tionen sind Bediensteten der betreffenden Dienst-
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(9) Die Ausschreibung von Planstellen und
Funktionen ist Bediensteten der betreffenden
Dienststelle auch  während einer gesetzlich vor-
gesehenen Form der Abwesenheit vom Dienst
bzw. Dienstort bekanntzumachen.

Ausschreibung von Gastprofessor/inn/en

§ 7. Der Bestellung von Gastprofesso-
rinnen/Gastprofessoren gemäß § 33 Abs. 2 UOG,
gemäß § 9 Abs. 2 Z 5 i.V.m. § 33 Abs. 4
KHOG, gemäß § 16 Abs. 1 i.V.m. §§ 52 Abs. 2
und 53 Abs. 3 AOG hat eine öffentliche Aus-
schreibung voranzugehen.

stelle auch  während einer gesetzlich vorgesehenen
Form der Abwesenheit vom Dienst bzw. Dienstort
zeitgerecht bekanntzumachen. Dies gilt auch für
interne Ausschreibungen.

Ausschreibungsverfahren

§ 7. (1) Vor der Besetzung sämtlicher Funktio-
nen in der Zentralleitung des Bundesministeriums
für Bildung, Wissenschaft und Kultur sind im Be-
reich Bildung und Kultur der Vorsitzenden der
Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungsfragen und im
Bereich Wissenschaft der Gleichbehandlungsbe-
auftragten folgende Informationen (Unterlagen) 
mit der Möglichkeit zur Stellungnahme zur Kennt-
nis zu bringen:
1. die geplante Besetzung oder Ausschreibung;
2. der Akt über die allfällige Ausschreibung vor

Abfertigung;
3. die Namen der Bewerberinnen und  Bewerber;
4. die Zusammensetzung der Begutachtungskom-

mission;
5. die Reihung der Bewerberinnen und Bewerber;
6. die Auswahlentscheidung.

(2) Bei Ausschreibungen von Funktionen ge-
mäß Ausschreibungsgesetz 1989 (AusG) im Be-
reich der nachgeordneten Dienststellen ist  der Er-
nennungsakt im Bereich Bildung  und Kultur der
Vorsitzenden der Arbeitsgruppe für Gleich-
behandlungsfragen und im Bereich Wissenschaft
der  Gleichbehandlungsbeauftragten  vor Erledi-
gung zur Stellungnahme sowie vor Hinterlegung
vorzuschreiben.
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Wiederholung der Ausschreibung

§ 8. (1) Die aufnehmende Dienststelle bzw. das
zur Erstattung eines Besetzungsvorschlages zu-
ständige Organ hat  nachweislich und  aktiv nach
geeigneten Bewerberinnen zu suchen.

(2) Sind bis Ablauf der Bewerbungsfrist
keine Bewerbungen von Frauen eingelangt, die die
gesetzlichen Ernennungsvoraussetzungen bzw.
Aufnahmeerfordernisse erfüllen, ist die Stelle vor
Beginn des Auswahlverfahrens nochmals auszu-
schreiben. Nach Anhörung (Stellungnahme) des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen kann
die Wiederholung der Ausschreibung entfallen.
Langen auf Grund der neuerlichen Ausschreibung
wiederum keine Bewerbungen von Frauen ein, ist
das Auswahlverfahren durchzuführen.

Auswahlverfahren

§ 9. (1) An Universitäten und Hochschulen
künstlerischer Richtung ist dem Arbeitskreis für
Gleichbehandlungsfragen nach Ablauf der Bewer-
bungsfrist die Liste der eingelangten Bewerbungen
zur Kenntnis zu bringen.

(2) Werden im Zuge des Auswahlverfahrens
für eine zu besetzende Planstelle oder Funktion
Aufnahmegespräche mit Bewerberinnen und Be-
werbern oder  künstlerische Auswahlverfahren
geführt, ist dem Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen  die Liste der eingeladenen Bewerbe-
rinnen und Bewerber zur Kenntnis zu bringen. Alle
Bewerberinnen, die die gesetzlichen Ernennungs-
erfordernisse oder Aufnahmeerfordernisse erfül-
len,sind einzuladen. In Berufungsverfahren für
Universitäts- und Hochschulprofessor/in/en gilt §
10.

(3) In Aufnahmegesprächen haben frauendis-
kriminierende Fragestellungen (z.B. Familienpla-
nung) zu unterbleiben. Bei der Beurteilung der Eig-
nung von Bewerberinnen dürfen keine Be-

siehe § 24 im Besonderen Teil Wissenschaft

Auswahlverfahren

siehe § 25 Abs. 1 im Besonderen Teil Wissen-
schaft

siehe § 25 Abs. 2 im Besonderen Teil Wissen-
schaft

§ 8. (1) In Aufnahmegesprächen haben frauen-
diskriminierende Fragestellungen (z.B. Familien-
planung) zu unterbleiben. Bei der Beurteilung der
Eignung von Bewerberinnen dürfen keine



11

wertungskriterien herangezogen werden, die sich
an einem diskriminierenden, rollenstereotypen
Verständnis der Geschlechter orientieren.

(4) In das Auswahlverfahren sind Bewerbun-
gen von Frauen während einer gesetzlich vorgese-
henen Form der Abwesenheit vom Dienst bzw.
Dienstort wie alle anderen Bewerbungen einzube-
ziehen.

(5) Werden Frauen, die wegen der Wahrneh-
mung von Familienpflichten einen Berufseintritt
bzw. einen Wiedereintritt ins Berufsleben erst im
fortgeschrittenen Lebensalter anstreben, ausge-
wählt, ist gemäß § 4 Abs. 1 Z 4 BDG 1979 um
Nachsicht anzusuchen.

Berufungsverfahren für Universitäts- und
Hochschulprofessor/inn/en

§ 10. (1) Werden im Rahmen eines Beru-
fungsverfahrens Bewerberinnen und Bewerber zu
einem Vortrag oder zu einer persönlichen Präsen-
tation eingeladen, sind jedenfalls alle Bewerbe-
rinnen einzuladen, die die gesetzlichen Ernen-
nungsvoraussetzungen erfüllen sowie den Anfor-
derungen des Ausschreibungstextes entsprechen. 

(2) Bewerberinnen, die nicht geringer geeignet
sind als die bestgeeigneten Mitbewerber, sind vor-
rangig in den Berufungsvorschlag aufzunehmen.

(3) Mit Kandidatinnen im Besetzungsvor-
schlag, die nicht geringer geeignet sind als die
bestgeeigneten Mitbewerber, sind vorrangig Beru-
fungsverhandlungen zu führen.

Erteilung von Lehraufträgen

§ 11. (1) Ziel des Frauenförderungsplanes ist
es, bei der Vergabe von Lehraufträgen an Uni-
versitäten und Hochschulen künstlerischer Rich-
tung die bestehende Frauenquote an der Universi-

Auswahl- und Bewertungskriterien herangezogen
werden, die sich an einem diskriminierenden, rol-
lenstereotypen Verständnis der Geschlechter
orientieren.

(2) Bewerbungen von Frauen während einer
gesetzlich vorgesehenen Form der Abwesenheit
vom Dienst bzw. Dienstort sind in das Auswahl-
verfahren einzubeziehen und gleichrangig mit ande-
ren Bewerbungen zu berücksichtigen.  

(3) Werden Frauen ausgewählt, die wegen der
Wahrnehmung von Familienpflichten einen Berufs-
eintritt bzw. einen Wiedereintritt ins Berufsleben
erst im fortgeschrittenen Lebensalter anstreben, ist
gemäß § 4 Abs. 1 Z 4 BDG 1979 um Nachsicht
anzusuchen.

Siehe § 26 im Besonderen Teil Wissenschaft

siehe § 27 im Besonderen Teil Wissenschaft
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tät oder an der Fakultät und an der Hochschule
künstlerischer Richtung oder an der Abteilung in
einem Zeitraum von zwei Jahren um 20 % zu er-
höhen, bis eine 40 %ige Frauenquote (Anteil der
weiblichen Lehrbeauftragten an der Gesamtzahl
der Lehrbeauftragten) erreicht wird. Sofern die
bestehende Frauenquote unter 10 % liegt, ist diese
im Zeitraum von zwei Jahren zu verdoppeln.  Der
Rektor hat die Frauenquote bei den remunerierten
und nicht remunerierten Lehraufträgen an der Uni-
versität oder an den einzelnen Fakultäten und an
der Hochschule künstlerischer Richtung oder an
den einzelnen Abteilungen für das Sommersemster
1998 zu erheben und im Mitteilungsblatt kundzu-
machen.

(2) Die Erreichung der Frauenquote gemäß
Abs. 1 hat für remunerierte Lehraufträge gemäß
§ 2 Abs. 2 Bundesgesetz über die Abgeltung von
Lehr- und Prüfungstätigkeiten
BGBl. Nr. 463/1974 und für nicht remunerierte
Lehraufträge gemäß § 1 Bundesgesetz über die
Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten
BGBl. Nr. 463/1974 gesondert zu erfolgen.

(3) Die Universitäten und Hochschulen künst-
lerischer Richtung haben im Rahmen des ihnen
zugewiesenen Stunden- bzw. Budgetkontingents
jeweils ein angemessenes Sonderlehrauftragskon-
tingent für Lehrveranstaltungen mit frauenspezi-
fischen Inhalten zur Verfügung zu stellen.

Gleichwertigkeit der Frauen- und Geschlech-
terforschung

§ 12. Wissenschaftliche und künstlerisch-wis-
senschaftliche Themen aus dem Bereich der
Frauen- und Geschlechterforschung sind im Rah-
men von Qualifikationsbeurteilungen (z.B. im Ha-
bilitationsverfahren oder im Überleitungsverfahren)
innerhalb des wissenschaftlichen Faches als gleich-
wertig mit Arbeiten zu anderen Forschungsthemen
anzusehen. Interdisziplinäre und außeruniversitäre
Leistungen im Rahmen der Frauen- und Ge-
schlechterforschung sind hiebei besonders zu be-
rücksichtigen.

siehe § 28 im Besonderen Teil Wissenschaft
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Karriereplanung

§ 13. (1) In Dienstbeschreibungen und Eig-
nungsabwägungen dürfen keine Beurteilungskrite-
rien einbezogen werden, aus denen sich ein Nach-
teil für das weibliche Geschlecht ergibt oder die
sich an einem diskriminierenden, rollenstereotypen
Verständnis der Geschlechter orientieren.

 (2) Bei der Festlegung der Dienstpflichten für
die Dienstnehmerinnen dürfen keine diskriminie-
renden, an einem rollenstereotypen Verständnis
der Geschlechter orientierten Aufgabenzuweisun-
gen erfolgen. Gleiches gilt für die Beschreibung 
der Arbeitsplätze.

(3) Die jeweiligen Vorgesetzten haben im Rah-
men ihrer Förderungspflicht durch entsprechende
Mitarbeitergespräche Mitarbeiterinnen zum Be-
such von Aus- und Weiterbildungsveranstaltungen
zu ermutigen und sie auch über die individuelle für
sie in Frage kommenden Aus- und Weiter-
bildungsmöglichkeiten umfassend und zeitgerecht
zu beraten.

Aus- und Weiterbildung

§ 14. (1) Die Dienstvorgesetzten haben dafür
zu sorgen, daß alle Dienstnehmerinnen, einschließ-
lich der teilzeitbeschäftigten, auch während einer
gesetzlich vorgesehenen Abwesenheit vom Dienst
bzw. Dienstort über Veranstaltungen der berufs-
begleitenden Fortbildung und über Schulungsver-
anstaltungen für Führungskräfte bzw. -nachwuchs
informiert  und darauf hingewiesen werden, daß
Anmeldungen von Frauen besonders begrüßt wer-
den. Sie haben geeignete Dienstnehmerinnen auf
Wunsch die Teilnahme an Fortbildungs- und
Schulungsseminaren zu ermöglichen. Gleiches gilt
für alle im Hinblick auf die Karriereplanung und -

Karriereplanung

§ 9. (1) Die jeweiligen Dienstvorgesetzten ha-
ben im Rahmen ihrer Förderungspflicht durch ent-
sprechende Mitarbeitergespräche Mitarbeiterinnen
zum Besuch von Aus- und Weiterbildungsveran-
staltungen zu ermutigen und sie auch über die indi-
viduellen, für sie in Frage kommenden Aus- und
Weiterbildungsmöglichkeiten umfassend und zeit-
gerecht zu beraten.

(2) In Dienstbeschreibungen und Eignungs-
abwägungen dürfen keine Beurteilungskriterien
einbezogen werden, aus denen sich ein Nachteil
für die weiblichen Bediensteten ergibt oder die
sich an einem diskriminierenden, rollenstereotypen
Verständnis der Geschlechter orientieren.

 (3) Bei der Festlegung der Dienstpflichten dür-
fen keine diskriminierenden, karrierehemmenden,
an einem rollenstereotypen Verständnis der Ge-
schlechter orientierten Aufgabenzuweisungen er-
folgen. Gleiches gilt für die Beschreibung  der Ar-
beitsplätze.

Aus- und Weiterbildung

§ 10. (1) Die Dienstvorgesetzten haben dafür
zu sorgen, dass alle Dienstnehmerinnen, ein-
schließlich der teilzeitbeschäftigten, auch während
einer gesetzlich vorgesehenen Abwesenheit vom
Dienst bzw. Dienstort über Veranstaltungen der
berufsbegleitenden Fortbildung und über Schu-
lungsveranstaltungen für Führungskräfte   infor-
miert werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass An-
meldungen von Frauen besonders begrüßt wer-
den. Jede Dienststelle hat eine aktualisierte Liste
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förderung wesentlichen Veranstaltungen wissen-
schaftlicher, wissenschaftlich-künstlerischer oder
künstlerischer Natur und überdies für Freistellun-
gen gemäß § 160 BDG 1979 zum Zwecke der
Durchführung von Lehr- und Forschungstätigkei-
ten, soweit nicht zwingende dienstliche Interessen
entgegenstehen.

(2) Sind zur Teilnahme an Aus- und Weiter-
bildungsmaßnahmen Dienstzeitänderungen not-
wendig, sind diese vom Dienstvorgesetzten zu ge-
währen, soweit nicht zwingende dienstliche Inter-
essen entgegenstehen. 

(3) Zu Fortbildungskursen sind bis zur Errei-
chung einer 40 %igen Frauenquote (Anlage B)
vorrrangig Frauen zuzulassen.Eine bereits erreichte
40 %ige Frauenquote ist jedenfalls zu wahren. 

(4) Jede Dienststelle hat eine Liste der im Abs.
1 genannten Veranstaltungen für alle Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter zugänglich regelmäßig aktuali-
siert kundzumachen.

(5) Die Zulassung zu den Grundausbildungs-
lehrgängen gemäß BDG 1979 ist auch den teil-
beschäftigten Vertragsbediensteten zu ermögli-
chen.

Budgetangelegenheiten

§ 15. (1) In Richtlinien und Kriterien für die 
Budgeterstellung und die Budgetzuteilung sind die
gesetzlichen Frauenförderungsgebote des Bundes-
Gleichbehandlungsgesetzes und die in dieser Ver-

der  genannten Veranstaltungen für alle Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter  regelmäßig kundzumachen.

(2) Bei der Planung von Fortbildungsseminaren
ist nach Maßgabe der budgetären Mittel auf eine
frauen- und familienfreundliche Organisation Be-
dacht zu nehmen (z.B. Möglichkeit der Kinder-
betreuung).

(3) Die Dienstvorgesetzten haben geeigneten
Dienstnehmerinnen auf Wunsch die Teilnahme an
Fortbildungs- und Schulungsseminaren zu ermögli-
chen. Sind zur Teilnahme an Aus- und Weiterbil-
dungsveranstaltungen Dienstzeitänderungen not-
wendig, sind diese vom Dienstvorgesetzten zu ge-
währen, soweit nicht zwingende dienstliche Inter-
essen entgegenstehen. 

(4) Zu Fortbildungskursen, insbesondere zu
jenen, die zur Übernahme in höherwertige Ver-
wendungen und Funktionen qualifizieren, sind bis
zur Erreichung einer 40 %igen Frauenquote (An-
lage X) vorrangig Frauen zuzulassen. Eine bereits
erreichte 40 %ige Frauenquote ist jedenfalls zu
wahren. Dies gilt ebenso für  Aus- und Weiter-
bildungskurse mit beschränkter Teilnahmemöglich-
keit. 

(5) Die Zulassung zu den Grundausbildungs-
lehrgängen gemäß BDG 1979 sowie zu Seminaren
und Lehrgängen der Verwaltungsakademie des
Bundes ist auch teilbeschäftigten Vertragsbedien-
steten zu ermöglichen.

siehe auch § 30 im Besonderen Teil Wissenschaft
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ordnung enthaltenen Förderungsmaßnahmen als
planungs- und verteilungsrelevante Gesichtspunkte
aufzunehmen. Budgetanträge, die insbesondere
der Unterrepräsentation oder Benachteiligung von
Frauen entgegenwirken, sind vorrangig zu reihen
und nach Maßgabe der vorhandenen Mittel zu
berücksichtigen.

(2) An Universitäten und Hochschulen künst-
lerischer Richtung  hat die Rektorin/der Rektor
Vorschläge und Anregungen für die Erstellung der
Kriterien für die Budgetzuweisung vom Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungsfragen einzuholen.

(3) Unbeschadet allfälliger aufsichtsbehördli-
cher Maßnahmen wegen Nichtbeachtung von Be-
stimmungen dieser Verordnung hat die Rekto-
rin/der Rektor auch im Rahmen der Budgetzuwei-
sung die Nichteinhaltung des Frauenförderungs-
gebotes zu sanktionieren.

Zusammensetzung von Kommissionen

§ 16. (1) Bei der Zusammensetzung von Kom-
missionen im Sinne des § 9 Abs. 1 B-GBG ist das
Frauenförderungsgebot zu beachten. Sind vom
Dienstgeber mehrere Mitglieder zu bestellen, ist
auf das zahlenmäßige Verhältnis der weiblichen
und männlichen Beschäftigten in dem vom Zustän-
digkeitsbereich der Kommission betroffenen Per-
sonenkreis Bedacht zu nehmen.

(2) Bei der Zusammensetzung von anderen Kom-
missionen, Beiräten, Arbeitsgruppen oder ver-
gleichbaren entscheidenden oder beratenden Gre-

Zusammensetzung von Kommissionen

§ 11. (1) Bei der Zusammensetzung von Kom-
missionen im Sinne des § 9 Abs. 1 B-GBG ist das
Frauenförderungsgebot zu beachten. Sind vom
Dienstgeber mehrere Mitglieder zu bestellen, ist
auf das zahlenmäßige Verhältnis der weiblichen
und männlichen Dienstnehmer in dem vom Zustän-
digkeitsbereich der Kommission betroffenen Per-
sonenkreis Bedacht zu nehmen. Wird keine Frau
zum Mitglied einer solchen Kommission oder des
entsprechenden  Senats  bestellt,  hat die Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-
fragen oder die von ihr namhaft gemachte Bedien-
stete das Recht, an den Sitzungen der Kommission
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mien, deren Mitglieder nicht durch Wahl bestellt
werden, hat der Dienstgeber auf eine geschlechts-
spezifische Ausgewogenheit bei der Bestellung der
Mitglieder hinzuwirken, insbesondere ist auch da-
rauf Bedacht zu nehmen, daß Frauen auch als
Vorsitzende und ordentliche Mitglieder bestellt
werden. Vor der endgültigen Bestellung der Mit-
glieder der Kommission ist die Stellungnahme der
ministeriellen Arbeitsgruppe für Gleich-
behandlungsfragen einzuholen.

Gleichbehandlungsbeauftragte, Kontaktfrau-
en, Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen

und Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-
fragen

§ 17. (1) Der Dienstgeber hat bei der Über-
tragung von Aufgaben des Arbeitsplatzes und bei
der Festlegung von Dienstpflichten auf die zusätzli-
che Belastung aus der Tätigkeit als Gleichbehand-
lungsbeauftragte,Kontaktfrau oder als Mitglied
des Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen
Rücksicht zu nehmen. Die Tätigkeit als Mitglied
eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen
ist als wichtiger Beitrag zur Erfüllung der Dienst-
pflichten im Bereich der Verwaltung (§§ 176 und
178 BDG 1979) zu berücksichtigen. 

(2) Die Tätigkeit als Vorsitzende eines Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen gilt als be-
sonders berücksichtigungswürdiger Grund im Sin-
ne des § 175 Abs. 3 BDG 1979 für die Verlänge-
rung des Dienstverhältnisses als
Universitäts(Hochschul)assisten-
tin/assistenten.

(3) Die administrative Unterstützung der
Gleichbehandlungsbeauftragten und der Arbeits-
kreise für Gleichbehandlungsfragen an Universitä-

oder des betreffenden Senates mit beratender
Stimme teilzunehmen.

(2) Bei der Zusammensetzung von anderen
Kommissionen, Beiräten, Arbeitsgruppen oder
vergleichbaren entscheidungsbefugten oder bera-
tenden Gremien, deren Mitglieder nicht durch
Wahl bestellt werden, hat der Dienstgeber bei der
Bestellung der Mitglieder auf eine geschlechtsspe-
zifische Ausgewogenheit hinzuwirken. Insbesonde-
re ist auch darauf Bedacht zu nehmen, dass Frau-
en als Vorsitzende und ordentliche Mitglieder be-
stellt werden.

Unterstützung der Gleichbehandlungsbeauf-
tragten, Kontaktfrauen und

der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-
fragen

§ 12. (1) Bei der Übertragung von Aufgaben des
Arbeitsplatzes und bei der Festlegung von Dienst-
pflichten ist die zusätzliche Belastung aus der Tätig-
keit als Gleichbehandlungsbeauftragte oder Kon-
taktfrau  zu berücksichtigen. Die Erfüllung der Auf-
gaben der Gleichbehandlungsbeauftragten oder
Kontaktfrau ist als wichtiger Beitrag zur Erfüllung
der Dienstpflichten im Bereich der Verwaltung zu
sehen. Den Gleichbehandlungsbeauftragten und den
Kontaktfrauen darf aus ihrer Funktion weder wäh-
rend der Ausübung ihrer Funktion noch nach dem
Ausscheiden aus dieser Funktion ein beruflicher
Nachteil erwachsen. 

siehe auch § 31 Abs. 1 im Besonderen Teil Wis-
senschaft
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ten und Hochschulen künstlerischer Richtung ob-
liegt  der Leiterin/dem Leiter der Dienstbehörden
oder Dienststellen gemäß § 1 Abs. 3. Sie haben
dafür Sorge zu tragen, daß die dafür erforderli-
chen Ressourcen (Personal-, Raum- und Sach-
aufwand) zur Verfügung gestellt werden. Dies ist
auch bei der Bedarfsanmeldung an die zuständigen
Universitäts- bzw. Hochschulorgane zu berück-
sichtigen. 

(4) An Universitäten und Hochschulen künst-
lerischer Richtung hat die Rektorin/der Rektor den
Arbeitskreisen für Gleichbehandlungsfragen jeden-
falls einen Raum mit entsprechender technischer
Ausstattung (EDV samt Drucker, Telephon, Fax)
zur Verfügung zu stellen. Die Rektorin/Der Rektor
ist verpflichtet, dem Arbeitskreis für Gleich-
behandlungsfragen auf dessen Anforderung die zur
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen personel-
len Ressourcen zur Verfügung zu stellen.

(5) Die Gleichbehandlungsbeauftragten und die
Mitglieder des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen, die in einem einer Universität oder
einer Hochschule künstlerischer Richtung zugeord-
neten Bundesdienstverhältnis stehen, sind berech-
tigt an ihrem Arbeitsplatz ihre Aufgaben in Gleich-
behandlungsfragen zu erfüllen und hiefür die dem
Arbeitsplatz zur Verfügung stehenden Einrichtun-
gen zu benützen.

(6) Der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-
fragen ist ein gesondertes, der Erfüllung ihrer Auf-
gaben angemessenes Budget zur Verfügung zu
stellen.

(2) Die Leiterinnen  oder Leiter der Dienstbe-
hörden und  Dienststellen haben für die adminis-
trative Unterstützung der Gleichbehandlungsbeauf-
tragten und für die Bereitstellung  der erforderlichen
Ressourcen (Personal-, Raum- und Sachaufwand)
zu sorgen.

(3) Die Gleichbehandlungsbeauftragten sind be-
rechtigt, ihre Aufgaben in Gleichbehandlungsfragen
an ihrem Arbeitsplatz zu erfüllen und hiefür die dem
Arbeitsplatz zur Verfügung stehenden Einrichtungen
zu benützen.

Siehe auch § 31 Abs. 5

(4) Der Arbeitsgruppe für Gleichbehandlungs-
fragen ist ein gesondertes, zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben angemessenes Budget zur Verfügung zu stel-
len.

(5) Erfordert die Tätigkeit einer Gleichbehand-
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Kinderbetreuungsplätze 

§ 18.  Die Dienststellenleiterinnen/-leiter bzw.
Rektorinnen/Rektoren haben auf der Basis von
jährlichen Bedarfserhebungen, insbesondere ge-
mäß den Sonderrichtlinien für die Gewährung
einer Förderung für Betriebskindergärten des
Bundes, alle geeigneten Maßnahmen zur Dec-
kung des Bedarfs an Betreuungsplätzen für die
Kinder der Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der je-
weiligen Dienststelle zu treffen. 

Auftragsforschung für und Förderungen 
durch das Bundesministerium für Wissen-

schaft und Verkehr

§ 19. Bei der für die Auftragsforschung des
Bundesministeriums für Wissenschaft und Ver-
kehr an Einzelpersonen gewidmeten Budgetmit-
teln  ist die bestehende Frauenquote (Anteil der
Projektnehmerinnen an der Gesamtzahl der pro-
jektdurchführenden Personen) in einem Zeitraum
von zwei Jahren um 20 % zu erhöhen, bis eine
40 %ige Frauenquote erreicht wird.

Information über einschlägige 
Rechtsvorschriften

§ 20. (1) Das Bundesministerium für Wissen-
schaft und Verkehr hat jeder Dienststellenleite-
rin/jedem Dienststellenleiter alle für 
Gleichbehandlungs- und Frauenförderungsange-
legenheiten relevanten und aktuellen Rechtsvor-
schriften und nähere Informationen dazu (Hand-
buch) zu übermitteln. Die Dienststellenleiterin/der
Dienststellenleiter hat diese nachweislich zur
Kenntnis zu nehmen. Innerhalb der Universität
und Hochschule künstlerischer Richtung hat die
Rektorin/der Rektor für die nachweisliche Wei-

lungsbeauftragten oder Kontaktfrau eine Reisebe-
wegung, ist  diese Reisebewegung wie eine
Dienstreise im Sinne der Reisegebührenvorschrift
1955 abzugelten.

(6)Im Rahmen des § 31 B-GBG sind den
Gleichbehandlungsbeauftragten und deren Stell-
vertreterinnen Auskünfte zu erteilen und auf
Wunsch alle angeforderten Informationen wie Pro-
tokolle, Personaldaten oder statistische Auswer-
tungen zur Verfügung zu stellen.

Kinderbetreuungsplätze 

§ 13.  Die Dienststellenleiterinnen oder Dienst-
stellenleiter  haben regelmäßig Bedarfserhebungen,
insbesondere gemäß den Sonderrichtlinien für die
Gewährung einer Förderung für Betriebskinder-
gärten des Bundes durchzuführen, und alle geeig-
neten Maßnahmen zur Deckung des Bedarfs an
Betreuungsplätzen für die Kinder der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der jeweiligen Dienststelle
zu treffen. 

Siehe auch § 32 im Besonderen Teil Wissenschaft

Auftragsforschung für und Förderungen 
durch das Bundesministerium für Bildung,

Wissenschaft und Kultur

§ 14. Bei der Verteilung der für die Auftragsfor-
schung des Bundesministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur an Einzelpersonen gewidme-
ten Budgetmittel  ist die bestehende Frauenquote
(Anteil der Projektnehmerinnen an der Gesamtzahl
der projektdurchführenden Personen) in einem
Zeitraum von zwei Jahren um 20 % zu erhöhen,
bis eine 40 %ige Frauenquote erreicht wird.

Information über einschlägige 
Rechtsvorschriften

§ 15. (1) Das Bundesministerium für Bildung,
Wissenschaft und Kultur hat jeder Dienststellenlei-
terin und jedem Dienststellenleiter alle für Gleich-
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terleitung an die Leiterinnen/Leiter der
Universitäts- und Hochschuleinrichtungen
(Instituts- und Klinikvorstände,
Abteilungsleiterinnen/-leiter, Meisterklassenlei-
terinnen/-leiter) sowie die Leiterinnen/Leiter der
sonstigen Organisationseinheiten zu sorgen. 

(2) Die Dienststellenleiterin/Der Dienststellen-
leiter hat die ihr/ihm zugegangenen alle für
Gleichbehandlungs- und Frauenförderungsange-
legenheiten relevanten und aktuellen Rechtsvor-
schriften und Informationen gemäß Abs. 1 an der
Dienststelle öffentlich aufzulegen und an die
Gleichbehandlungbeauftragten, die Arbeitskreise
für Gleichbehandlungfragen und die Kontaktfrau-
en in Kopie zu übermitteln.

(3) Das Bundesministerium für Wissenschaft
und Verkehr hat regelmäßig Schulungs- und In-
formationsveranstaltungen für die Gleichbehand-
lungsbeauftragten und die Mitglieder der Arbeits-
kreise für Gleichbehandlungsfragen abzuhalten.

behandlungsangelegenheiten und Frauenför-
derungsangelegenheiten relevanten und aktuellen
Rechtsvorschriften und näheren Informationen zu
übermitteln.

Siehe auch § 33 im Besonderen Teil Wissenschaft

(2) Die Dienststellenleiterin oder der Dienststel-
lenleiter hat alle  ihr oder ihm zugegangenen 
Rechtsvorschriften und Informationen gemäß
Abs. 1 an der Dienststelle öffentlich aufzulegen
sowie  den  Gleichbehandlungsbeauftragten und
den Kontaktfrauen in Kopie zu übermitteln.

(3) In den jeweiligen  Geschäftseinteilungen und
Telefonverzeichnissen der Zentralleitung und  der
nachgeordneten Dienststellen sind die Namen der
Gleichbehandlungsbeauftragten und ihrer Stellver-
treterinnen sowie der Kontaktfrauen unter Anfüh-
rung ihrer Funktion aufzunehmen.

(4) Das Bundesministerium für Bildung, Wissen-
schaft und Kultur hat regelmäßig Schulungs- und
Informationsveranstaltungen für die Gleichbehand-
lungsbeauftragten und die Mitglieder der Arbeits-
kreise für Gleichbehandlungsfragen abzuhalten.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 16.  In Rechtsvorschriften, internen und exter-
nen Schriftstücken sowie Publikationen des Ress-
orts sind unsachliche Differenzierungen zwischen
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Frauen und Männern zu vermeiden. Formulierun-
gen sowie Organ- und Funktionsbezeichnungen
sind so zu wählen, dass sie Frauen und Männer
gleichermaßen betreffen.

III. ABSCHNITT

Besonderer  Teil  Bildung und Kultur

Aus- und Weiterbildung

§ 17.  Bei der Auswahl von Fortbildungsver-
anstaltungen, insbesondere Schulmanagementse-
minaren der Pädagogischen Institute, haben Direk-
torinnen und Direktoren sowie Beamtinnen und
Beamte der Schulaufsicht  bis zur Erreichung einer
40% igen Frauenquote (Anlage B) vorrangig
Frauen zuzulassen. Eine bereits erreichte 40% ige
Frauenquote ist jedenfalls zu wahren.

Schulautonomer Bereich

§ 18.  Die Direktorinnen und Direktoren haben
bei der Verteilung der ihnen im Rahmen der Bud-
getautonomie zugewiesenen Mittel die gesetzlichen
Frauenförderungsgebote des Bundes-Gleichbe-
handlungsgesetzes und die in dieser Verordnung
enthaltenen Förderungsmaßnahmen als planungs-
und verteilungsrelevante Gesichtspunkte aufzuneh-
men.

Betrauung mit Funktionen

§ 19.  Die Direktorinnen und Direktoren haben 
im  Zusammenwirken mit den Schulaufsichtsorga-
nen bis zur Erreichung einer 40% igen Frauenquo-
te Frauen mit Funktionen (z.B. Direktorstellver-
treterin, Administratorin, Fachvorständin, Klassen-
vorständin, Kustodin, Schulbibliothekarin, Sicher-
heitstechnikerin) zu betrauen.
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IV. ABSCHNITT
Besonderer  Teil Wissenschaft

§ 20. (1) Dienstbehörden oder Dienststellen im
Bereich Wissenschaft des Bundesministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur sind 

1. die Universitäten,
b) die Universitäten der Künste 
c)  das Interuniversitäre Institut für interdiszipli-

näre Forschung und Fortbildung,
d)  das Interuniversitäre Forschungsinstitut für

Agrarbiotechnologie;
e) die Studienbeihilfenbehörde,
f) die Zentralbibliothek für Physik
g) die Zentralbibliothek für Medizin,
h) der Psychologische Beratungsdienst für Stu-

dierende,
i)  das Österreichische Archäologische Institut,
j) die Zentralanstalt für Meteorologie und Geo-

dynamik,
k) das Institut für Österreichische Geschichts-

forschung,
l) die Geologische Bundesanstalt,
m) das Bundesministerium für Bildung, Wissen-

schaft und Kultur hinsichtlich der Bedien-
steten der Zentralleitung und der der Öster-
reichischen Akademie der Wissenschaften
zugeteilten Bundesbediensteten.

 (2) Als dauernd beschäftigt im Sinne des § 1 Abs.
1 sind auch anzusehen:

1. Vertragsprofessorinnen und Vertragsprofessoren
gemäß § 57 Vertragsbedienstetengesetz 1948;

2. Universitätsassistentinnen und
Universitätsassistenten in einem zeitlich begrenz-
ten Dienstverhältnis gemäß § 175 BDG 1979;

3. Universitätsassistentinnen und Universitätsassi-
stenten in einem Dienstverhältnis auf unbestimmte
Zeit gemäß § 177 BDG 1979;

4. Vertragsassistentinnen und Vertragsassistenten
gemäß §§ 51 bis 52a Vertragsbedienstetengesetz
1948;

5. Vertragsdozentinnen und Vertragsdozenten in ei-
nem zeitlich begrenzten Dienstverhältnis gemäß §
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55 Vertragsbedienstetengesetz 1948.

Ziele

§ 21. Eines der vorrangigen Ziele (§ 2 Abs.1) ist 
insbesondere die vermehrte Besetzung von Plan-
stellen für hochqualifiziertes wissenschaftliches und 
künstlerisches Personal (z.B. Universitätsprofesso-
rinnen und Universitätsprofessoren, Universitätsassi-
stentinnen und Universitätsassistenten auf unbe-
stimmte Zeit) und Funktionen im Bereich der Uni-
versitäten und Universitäten der Künste.

Frauenförderpläne

§ 22. Die in den Frauenförderplänen (§ 39 Abs. 1
UOG 1993, § 39 Abs.1 KUOG) vorgesehenen wei-
tergehenden Maßnahmen bleiben von dieser Ver-
ordnung unberührt.

Ausschreibung

§ 23. (1) An den Universitäten und Universitäten
der Künste hat jeder Ausschreibungstext für die Be-
setzung von Planstellen oder Funkionen den Zusatz zu
enthalten, dass die Universität die  Erhöhung des
Frauenanteils insbesondere in Leitungsfunktionen und
beim wissenschaftlichen  bzw. künstlerischen Perso-
nal oder bei den Allgemeinen Bediensteten anstrebt,
deshalb qualifizierte Frauen ausdrücklich zur Bewer-
bung auffordert und   Frauen bei gleicher Qualifikati-
on vorrangig aufgenommen werden.

(2) Bei der Ausschreibung von Planstellen für
Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofes-
soren in  Fachgebieten, in denen bereits mit frauen-
spezifischen Themen und Forschungen verbundene
Lehrveranstaltungen im Studienplan verankert sind,
ist auf diesen Umstand hinzuweisen. 

(3) An Universitäten und Universitäten der
Künste sind die Ausschreibungstexte samt Stellen-
beschreibung und Organigramm der betreffenden
Organisationseinheit dem Arbeitskreis für Gleich-
behandlungsfragen nachweislich spätestens 14 Tage
vor der Veröffentlichung der Ausschreibung  zur
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Kenntnis zu bringen.

(4) An Universitäten und Universitäten der
Künste sind auch Leitungsfunktionen in Dienstlei-
stungseinrichtungen im Mitteilungsblatt auszuschrei-
ben. Die Ausschreibungsfrist hat mindestens drei
Wochen zu betragen.

(5)  Ausschreibungstexte unterliegen dem Ein-
spruchsrecht der Arbeitskreise für Gleichbehand-
lungsfragen. Rechtswidrig sind insbesonders Aus-
schreibungstexte, die dem Abs. 1 oder 2 wider-
sprechen, sowie Ausschreibungstexte, die so all-
gemein gehalten sind, dass sie keine objektive
Entscheidungsgrundlage für die nachfolgenden Per-
sonalauswahlverfahren darstellen. Gleiches gilt für
eine überspezifizierte Ausschreibung, wenn der be-
gründete Verdacht besteht, dass der potentielle
Kreis der Bewerbungen zugunsten einer bestimmten
Person oder zugunsten eines Geschlechtes unsach-
lich eingeschränkt werden soll. 

Wiederholung der Ausschreibung

§ 24. (1) Die aufnehmende Dienststelle oder das
zur Erstattung eines Besetzungsvorschlages zustän-
dige Organ hat   aktiv nach geeigneten Bewerbe-
rinnen zu suchen. Ein entsprechender Nachweis ist
in den Akt aufzunehmen.

(2) Sind bis Ablauf der Bewerbungsfrist keine
Bewerbungen von Frauen eingelangt, die die gesetz-
lichen Ernennungsvoraussetzungen oder  Aufnah-
meerfordernisse erfüllen, ist die Planstelle vor Be-
ginn des Auswahlverfahrens nochmals auszuschrei-
ben. Erhebt der Arbeitskreis für Gleichbehandlungs-
fragen in seiner Stellungnahme keinen begründeten
Einwand, kann die Wiederholung der Ausschrei-
bung entfallen. Langen auf Grund der neuerlichen
Ausschreibung wiederum keine Bewerbungen von
Frauen ein, ist das Auswahlverfahren durchzuführen.

Auswahlverfahren

§ 25. (1) Dem Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen ist nach Ablauf der Bewerbungsfrist un-
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verzüglich die Liste der eingelangten Bewerbungen
zur Kenntnis zu bringen.

(2) Werden im Zuge des Auswahlverfahrens für
eine zu besetzende Planstelle oder Funktion
Aufnahme- oder Auswahlgespräche mit Bewerbe-
rinnen und Bewerbern geführt oder  künstlerische
Auswahlverfahren durchgeführt, ist die Liste der
eingeladenen Bewerberinnen und Bewerber dem
Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen unverzüg-
lich zur Kenntnis zu bringen. Alle Bewerberinnen,
die die gesetzlichen Ernennungserfordernisse oder
Aufnahmeerfordernisse erfüllen und den Anforde-
rungen des Ausschreibungstextes entsprechen, sind
einzuladen. In Berufungsverfahren für Universitäts-
professorinnen oder Universitätsprofessoren gilt §
26.

(3) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfra-
gen ist zu diesen Bewerbungsgesprächen minde-
stens 14 Tage vor dem festgelegten Termin schrift-
lich einzuladen.

Berufungsverfahren für 

Universitätsprofessorinnen und Universitäts-
professoren

§ 26. (1) Werden im Rahmen eines Berufungs-
verfahrens Bewerberinnen und Bewerber zu einem
Vortrag oder zu einer persönlichen Präsentation
eingeladen, sind jedenfalls alle Bewerberinnen ein-
zuladen, die die gesetzlichen Ernennungsvorausset-
zungen erfüllen und den Anforderungen des Aus-
schreibungstextes entsprechen. 

(2) Bewerberinnen, die nicht geringer geeignet
sind als die bestgeeigneten Mitbewerber, sind vor-
rangig in den Berufungsvorschlag aufzunehmen.

(3) Mit Kandidatinnen im Besetzungsvorschlag,
die nicht geringer geeignet sind als die bestgeeigne-
ten Mitbewerber, sind vorrangig Berufungsverhand-
lungen zu führen.



25

Erteilung von Lehraufträgen, Beauftragung
und Betrauung 

mit Lehrveranstaltungen

§ 27. (1) Ziel des Frauenförderungsplans ist es,
bei der Vergabe von Lehraufträgen an Universitäten
und Universitäten der Künste die bestehende Frau-
enquote an der Universität oder Fakultät oder an
der Universität der Künste in einem Zeitraum von
zwei Jahren um 20 % zu erhöhen, bis eine 40 %ige
Frauenquote (Anteil der weiblichen Lehrbeauftrag-
ten an der Gesamtzahl der Lehrbeauftragten) er-
reicht wird. Sofern die bestehende Frauenquote
unter 10 % liegt, ist diese innerhalb von zwei Jahren
zu verdoppeln.  Die Rektorin oder der Rektor hat
die Frauenquote bei den remunerierten und nicht
remunerierten Lehraufträgen an der Universität und
gegebenenfalls an den einzelnen Fakultäten oder an
der Universität der Künste  für das jeweilige Se-
mester zu erheben und im Mitteilungsblatt kundzu-
machen.

(2) Die Frauenquote gemäß Abs. 1 ist sowohl
für remunerierte Lehraufträge gemäß § 2  als auch 
für nicht remunerierte Lehraufträge gemäß § 1 Bun-
desgesetzes über die Abgeltung von Lehr- und Prü-
fungstätigkeiten an Hochschulen,
BGBl. Nr. 463/1974,  zu erfüllen.

(3) Die zuständigen Organe der Universitäten
und der Universitäten der Künste haben im Rahmen
des ihnen zugewiesenen Stunden- bzw. Budgetkon-
tingents jeweils ein angemessenes Sonderlehrauf-
tragskontingent für Lehrveranstaltungen mit frauen-
spezifischen Inhalten zur Verfügung zu stellen.

(4) Universitätsassistentinnen und Vertragsassi-
stentinnen dürfen bei der Beauftragung mit der Ab-
haltung von Lehrveranstaltungen,  Universitätsdo-
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zentinnen und Vertragsdozentinnen dürfen bei der
Betrauung mit der Abhaltung von Lehrveranstaltun-
gen nicht benachteiligt werden.

Gleichwertigkeit der Frauen- und Geschlech-
terforschung

§ 28. Wissenschaftliche und künstlerisch-wissen-
schaftliche Themen aus dem Bereich der Frauen-
und Geschlechterforschung sind im Rahmen von
Qualifikationsbeurteilungen (z.B. in Habilitations-
verfahren oder in Überleitungsverfahren von Uni-
versitätsassistentinnen oder Universitätsassistenten)
innerhalb des wissenschaftlichen Faches als gleich-
wertig mit Arbeiten zu anderen Forschungsthemen
anzusehen. Interdisziplinäre und außeruniversitäre
Leistungen im Rahmen der Frauen- und Geschlech-
terforschung sind ebenfalls zu berücksichtigen.

Aus- und Weiterbildung

§ 29. Die Dienstvorgesetzten haben geeigneten
Dienstnehmerinnen auf Antrag die Teilnahme an 
allen im Hinblick auf die Karriereplanung und -för-
derung wesentlichen Veranstaltungen wissenschaftli-
chen, wissenschaftlich-künstlerischen oder künst-
lerischen Inhalts sowie Freistellungen gemäß § 160
BDG 1979 zu ermöglichen, soweit nicht zwingende
dienstliche Interessen entgegenstehen.

Budgetangelegenheiten

§ 30. (1) In Richtlinien und Kriterien für die 
Budgeterstellung und die Budgetzuweisung sind die
Frauenförderungsgebote des Bundes-Gleich-
behandlungsgesetzes sowie die in dieser Verord-
nung und im Frauenförderplan der betreffenden
Universität oder Universität der Künste enthaltenen
Förderungsmaßnahmen  als planungs- und vertei-
lungsrelevante Gesichtspunkte aufzunehmen. Bud-
getanträge, die insbesondere der Unterrepräsentati-
on oder Benachteiligung von Frauen entgegenwir-
ken, sind vorrangig zu reihen und nach Maßgabe
der vorhandenen Mittel zu berücksichtigen.
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(2) Die Rektorin oder der Rektor einer Universi-
tät oder Universität der Künste hat  Vorschläge und
Anregungen des Arbeitskreises für Gleichbehand-
lungsfragen für die Erstellung der Kriterien für die
Budgetzuweisung einzuholen.

(3) Unbeschadet allfälliger aufsichtsbehördlicher
Maßnahmen wegen Nichtbeachtung von Bestim-
mungen dieser Verordnung hat die Rektorin oder
der Rektor auch im Rahmen der Budgetzuweisung
budgetäre Anreizsysteme zur Frauenförderung zu
schaffen  und die Nichteinhaltung des Frauenför-
derungsgebotes zu sanktionieren.

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen 

§ 31. (1) Bei der Übertragung von Aufgaben des
Arbeitsplatzes und bei der Festlegung von Dienst-
pflichten ist auf die zusätzliche Belastung aus der
Tätigkeit  als Mitglied des Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen Rücksicht zu nehmen. Die Tätig-
keit als Mitglied eines Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen ist als wichtiger Beitrag zur Erfül-
lung der Dienstpflichten im Bereich der Verwaltung
(§§ 176 und 178 BDG 1979) zu berücksichtigen. 

(2) Die Tätigkeit als Vorsitzende oder als Vorsit-
zender eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen gilt als besonders berücksichtigungswürdiger
Grund im Sinne des § 175 Abs. 3 BDG 1979 für
eine Verlängerung des Dienstverhältnisses als Uni-
versitätsassistentin oder Universitätsassistent.

(3) Die Rektorin oder der Rektor hat für die ad-
ministrative Unterstützung  des Arbeitskreises für
Gleichbehandlungsfragen sowie für die Bereitstel-
lung der dafür erforderlichen Ressourcen (Personal-
, Raum- und Sachaufwand) zu sorgen. Dies ist auch
bei der Bedarfsanmeldung an die zuständigen Uni-
versitätsorgane zu berücksichtigen. 

(4) Die Rektorin oder der Rektor hat dem Ar-
beitskreis für Gleichbehandlungsfragen jedenfalls
einen Raum mit entsprechender technischer Aus-
stattung (EDV samt Drucker, Telefon, Telefax) zur
Verfügung zu stellen.
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(5) Die Mitglieder des Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen, die in einem einer Universität
oder einer Universität der Künste zugeordneten
Bundesdienstverhältnis stehen, sind berechtigt,  ihre
Aufgaben in Gleichbehandlungsfragen an  ihrem Ar-
beitsplatz zu erfüllen und hiefür die dem Arbeitsplatz
zur Verfügung stehenden Einrichtungen zu benützen.

(6) Erfordert die Tätigkeit eines Mitgliedes des
Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen eine
Reisebewegung,  so ist  diese Reisebewegung wie
eine  Dienstreise im Sinne der Reisegebührenvor-
schrift 1955 abzugelten.  Mitgliedern des Arbeits-
kreises für Gleichbehandlungsfragen, die in keinem
Bundesdienstverhältnis  stehen, gebührt in diesem
Falle ein Aufwandsersatz in sinngemäßer Anwen-
dung dieser Bestimmungen.

Kinderbetreuungsplätze 

§ 32.  (1) Die Bundesministerin oder der Bun-
desminister hat alle Universitäten und Universitäten
der Künste über mögliche Maßnahmen zur Schaf-
fung geeigneter Kinderbetreuungseinrichtungen und
über entsprechende Fördermöglichkeiten zu infor-
mieren.

     (2) An Universitäten und Universitäten der
Künste ist der Bedarf aller Universitätsangehöriger
gemäß §§ 19 UOG 1993 oder 20 KUOG ein-
schließlich  der Angestellten im Rahmen der Teil-
rechtsfähigkeit gemäß §§ 37 UOG 1993 oder 37
KUOG und der Studierenden zu erheben. Dabei  ist
auch der Bedarf von Personen während einer ge-
setzlich vorgesehenen Abwesenheit vom Dienst zu
berücksichtigen.

(3) Auf Vorschlag des Arbeitskreises für Gleich-
behandlungsfragen hat die Rektorin oder der Rektor
eine Kinderbetreuungsbeauftragte oder einen Kin-
derbetreuungsbeauftragten zu bestellen, deren oder
dessen Aufgabe die Beratung bei der Bedarfserhe-
bung gem. Abs. 1 sowie bei der Schaffung von Kin-
derbetreuungsangeboten ist.

Information über einschlägige Rechtsvorschrif-
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ten

§ 33. (1) Innerhalb der Universität oder Univer-
sität der Künste hat die Rektorin oder der Rektor
für die nachweisliche Weiterleitung  der ihr oder ihm
zugegangenen  Rechtsvorschriften und Informatio-
nen gemäß § 15 Abs. 1 an die Leiterinnen oder Lei-
ter der Universitätseinrichtungen (Instituts- und
Klinikvorstände) sowie die Leiterinnen oder Leiter
der sonstigen Organisationseinheiten zu sorgen. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor hat  ihr oder
ihm zugegangene Rechtsvorschriften und Informa-
tionen gemäß § 15 Abs. 1 an der Dienststelle öf-
fentlich aufzulegen und in Kopie an  den Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungfragen  zu übermitteln.

(3) Die Rektorin oder der Rektor hat für die 
regelmäßige Abhaltung von   Informationsveranstal-
tungen über die Aufgaben und Tätigkeit der Ar-
beitskreise für Gleichbehandlungsfragen für die Uni-
versitätsangehörigen gemäß §§ 19 UOG 1993 oder
20 KUOG zu sorgen.

Berichtspflichten

§ 34. (1) Die Erhebungs- und Berichtspflicht
umfasst auch die Frauenquote hinsichtlich der Er-
teilung von Lehraufträgen, der Beauftragung von
Universitätsassistentinnen und Universitätsassisten-
ten, Vertragsassistentinnen und Vertragsassistenten
sowie der Betrauung von Universitätsdozentinnen
und Universitätsdozenten, Vertragsdozentinnen und
Vertragsdozenten mit der Abhaltung von Lehrver-
anstaltungen, der Einladung von Gastvortragenden,
der  Bestellung von Studienassistentinnen und Stu-
dienassistenten, der Bestellung von Gastprofesso-
rinnen und Gastprofessoren, der Teilnahme an Ver-
anstaltungen zur Aus- und Weiterbildung, der Frei-
stellungen gemäß § 160 BDG, insbesondere
zwecks Teilnahme an wissenschaftlichen Kongres-
sen, der Teilnahme an Forschungsprojekten  (ein-
schließlich Forschungsprojekten  im Rahmen der
Teilrechtsfähigkeit), Gastspielen, künstlerischen
Veranstaltungen und Ausstellungen sowie der  Ge-
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III. ABSCHNITT

UMSETZUNG DER FRAUENFÖR-
DERUNGSMASSNAHMEN

währung von Reisekostenzuschüssen.

(2) Anlage E zu dieser Verordnung bezeichnet jene
Datenerfordernisse, mit denen einzelne Dienststellen
in Vollziehung dieser Verordnung konfrontiert wer-
den können, sofern diese Daten nicht zentral verfüg-
bar sind oder sich nicht aus verwaltungsvereinfa-
chenden Gründen in andere Berichtspflichten inte-
grieren lassen. Die in der Anlage E Pkt. II und IV
präzisierten Datenerfordernisse werden nach Maß-
gabe der verwaltungstechnischen Voraussetzungen
erhoben

V. ABSCHNITT

UMSETZUNG DER FRAUENFÖR-
DERUNGSMASSNAHMEN

Zuständigkeit

§ 35.  Die Umsetzung der in dieser Verordnung
angeführten Frauenförderungsmaßnahmen obliegt
den Organen, die nach den jeweiligen Organisa-
tionsvorschriften Entscheidungen oder Vorschläge
hinsichtlich der personellen, finanziellen, organisato-
rischen oder die Aus- und Weiterbildung betreffen-
den Angelegenheiten zu treffen oder zu erstatten
haben.

Berichtspflichten

§ 36. (1) Die Frauenquote unter allen Bedien-
steten der jeweiligen Verwendungsgruppen und
Entlohnungsgruppen sowie Funktionen  ist von der
Zentralstelle  im Abstand von  zwei Jahren mit
Stichtag 1. Juli bis spätestens zum darauffolgenden
1. Dezember zu erheben, sofern diese Daten nicht
auf anderem Wege an das Bundesministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur übermittelt wer-
den.

(2) Die Berichte gem. § 50 Abs. 1 B-GBG  mit
den Zielvorgaben für die nächsten zwei Jahre sind
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Zuständigkeit

§ 21.  Die Umsetzung der in dieser Verord-
nung angeführten Frauenförderungsmaßnahmen
obliegt allen jenen Organen, die nach den jeweili-
gen Organisationsvorschriften Entscheidungen
oder Vorschläge hinsichtlich jener personellen,
finanziellen, organisatorischen oder die Aus- und
Weiterbildung betreffenden Angelegenheiten, auf
die sich die in dieser Verordnung genannten
Frauenförderungsmaßnahmen beziehen, zu tref-
fen haben.

Berichtspflichten

§ 22. (1) Die Frauenquote unter allen Bedien-
steten der jeweiligen Verwendungsgruppen/ Ent-
lohnungsgruppen und Funktionen ist im Abstand
von zwei Jahren mit Stichtag 1. Juli bis spätestens
zum darauffolgenden 1. Oktober von der Zen-
tralstelle zu erheben, sofern diese Daten nicht auf
anderem Wege an das Bundesministerium für
Wissenschaft und Verkehr übermittelt werden.
Die Erhebungs- und Berichtspflicht betrifft auch
die Frauenquote hinsichtlich der Erteilung von
Lehraufträgen, der Teilnahme an Veranstaltungen
zur Aus- und Weiterbildung, Freistellungen ge-
mäß § 160 BDG, Teilnahme an wissenschaftli-
chen Kongressen im Rahmen von Dienstreisen,
Teilnahme an Forschungsprojekten (einschließ-
lich Forschungsprojekte im Rahmen der Teil-
rechtsfähigkeit) sowie Teilnahme an Gastspielen,
künstlerischen Veranstaltungen und Ausstellun-
gen.

(2) Anlage B zu dieser Verordnung bezeichnet
jene Datenerfordernisse, mit denen einzelne
Dienststellen in Vollziehung dieser Verordnung
konfrontiert werden können, sofern diese Daten
nicht zentral verfügbar sind oder sich nicht aus
verwaltungsvereinfachenden Gründen in andere
Berichtspflichten integrieren lassen. Die in der
Anlage B Pkt. II und IV präzisierten Datenerfor-

den zur Umsetzung dieser Verordnung verpflichte-
ten Organen im Dienstweg zur Kenntnis zu bringen.

(3) Wird die durch diese Verordnung festgelegte
Erhöhung der Frauenquote in einem Fall nicht er-
reicht, ist dies von der Dienststellenleiterin oder vom
Dienststellenleiter zu begründen, die geplanten
Maßnahmen zur Erreichung des Zieles des Frauen-
förderungsplanes sind darzulegen.

 Dienstpflichten

§ 37. Die Umsetzung der in dieser Verordnung
genannten Maßnahmen zählt zu den Dienstpflichten
der dafür  zuständigen Organwalterinnen und Or-
ganwalter. Die Verletzung der in dieser Verordnung
enthaltenen Bestimmungen ist entsprechend den
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dernisse werden nach Maßgabe der ver-
waltungstechnischen Voraussetzungen erhoben.

(3) Die Berichte mit den Zielvorgaben für die
nächsten zwei Folgejahre sind im Dienstweg den
zur Umsetzung dieser Verordnung verpflichteten
Organen zur Kenntnis zu bringen.

(4) Wird die durch diese Verordnung festge-
legte Erhöhung der Frauenquote in einem Fall
nicht erreicht, sind die dafür ausschlaggebenden
Gründe von der Dienststellenleiterin/vom Dienst-
stellenleiter ausführlich darzulegen sowie die ge-
planten Maßnahmen zur Erreichung des 
Zieles des Frauenförderungsplanes.

 

Dienstpflichten

§ 23. Die Umsetzung der in dieser Verord-
nung genannten Maßnahmen zählt zu den Dienst-
pflichten der dafür jeweils zuständigen Organ-
walter. Die Verletzung der in dieser Verordnung-
enthaltenen Bestimmungen ist entsprechend den
dienstrechtlichen Bestimmungen zu ahnden.

Außerkrafttreten

§ 24. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser
Verordnung tritt die Verordnung des Bundes-
ministers für Wissenschaft, Forschung und Kunst
betreffend Maßnahmen zur Förderung von Frau-
en im Wirkungsbereich des Bundesministeriums
für Wissenschaft, Forschung und Kunst (Frauen-
förderungsplan im Wirkungsbereich des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft, Forschung und
Kunst) BGBl. Nr. 229/1995 außer Kraft.

dienstrechtlichen Bestimmungen zu ahnden.

Außerkrafttreten

§ 38. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten dieser
Verordnung treten 
1. die Verordnung des Bundesministers für Wis-

senschaft und Verkehr betreffend Maßnahmen
zur Förderung von Frauen im Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für Wissenschaft und
Verkehr (Frauenförderungsplan im Wirkungs-
bereich des Bundesministeriums für Wissen-
schaft und Verkehr),  BGBl. II Nr. 131/1998 in
der Fassung der Verordnung BGBl. II  Nr.
308/1998,

2. der Frauenförderplan des Bundesministeriums
für Unterricht und kulturelle Angelegenheiten
(Erlass vom 1.1.1996, GZ 20.703/52-GB/95)
außer Kraft.
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